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Große Anfrage 

des Abgeordneten Auhagen und der Fraktion DIE GRÜNEN 


Arbeitslosigkeit und Lage der Erwerbslosen in der Bundesrepublik Deutschland (II) 


Wir fragen die Bundesregierung: 

I. Zukünftige Entwicklung der Arbeitsmarktlage 
Mittelfristige Arbeitsmarktperspektiven bis 1990 
a) Arbeitskräfteangebot 

1. Autoren des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung 
kommen in einer Modellrechnung zu dem Ergebnis, daß das 
Arbeitskräfteangebot („Erwerbspersonenpotential") in der 
Bundesrepublik Deutschland in diesem Jahrzehnt weiter 
ansteigen wird. 1 ) 

Teilt die Bundesregierung diese Erwartung? 

2. In der erwähnten Studie wird auf der Grundlage unterschied- 
licher Annahmen berechnet, daß das aus Deutschen und Aus- 
ländem bestehende Arbeitskräfteangebot im Zeitraum 1984 bis 
1990 zwischen 0,289 Millionen (unterste Variante), 0,660 Mil- 
lionen (mittlere Variante) und 1,103 Millionen (oberste 
Variante) ansteigen kann. 2 ) 

Hält es die Bundesregierung angesichts dieser Modellrechnun- 
gen für wahrscheinlich, daß in diesem Jahrzehnt in der Bundes- 
republik Deutschland zusätzlich mehrere hunderttausend 
Menschen Erwerbsarbeit suchen werden? 

3. Die Autoren des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsfor- 
schung unterstellen in einer Variante zur Berechnung des 
„Erwerbspersonenpotentials" einen stärkeren Anstieg der 
„Frauenerwerbsneigung", so daß das deutsche Arbeitskräfte - 
angebot von 1984 bis 1990 um über 600 000 zunehmen würde. 3 ) 

Würde die Bundesregierung es begrüßen, wenn der von den 
Arbeitsmarktforschem als möglich erachtete Anstieg der 
„Frauenerwerbsneigung" tatsächlich eintritt? 


*) vgl. Klauder, W., Schnur, P. f Thon, M., Arbeitsmarktperspektiven der 80er und 
90er Jahre. Neue Modellrechnungen für Potential und Bedarf an Arbeitskräf- 
ten, in: Mitteilungen aus der Arbeitsmarkt- und Berufsforschung, Heft 1, 1985 
S. 41ff. 

2 ) vgl. Klauder, W., Schnur, P., Thon, M., Axbeitsmarktperspektiven der 80er und 
90er Jahre a. a. O., S. 51 

3 ) a. a. O. 
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4. Würde die Bundesregierung es begrüßen, wenn Frauen kurz- 
und mittelfristig erheblich mehr Erwerbsarbeitsplätze finden 
als bisher? 

5. Das ausländische Arbeitskräfteangebot kann der zitierten Stu- 
die des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung zufolge 
von 1984 bis 1990 bei einer „mittleren Annahmevariante" um 
über 200 000 ansteigen. 

Erwartet die Bundesregierung eine derartige Entwicklung des 
ausländischen „ Erwerbspersonenpotentials " ? * 

6. Wie sollte sich nach Auffassung der Bundesregierung das aus- 
ländische Arbeitskräfteangebot mittelfristig entwickeln? 

b) Mittelfristige Arbeitsmarktlage bis 1990 

1. Der Präsident der Bundesanstalt für Arbeit hat erklärt, eine 
Erwerbslosenzahl „deutlich unter zwei Millionen" lasse sich 
unter den zu erwartenden Bedingungen erst in den 90er Jahren 
erreichen. Bis dahin werde die Zahl um zwei Millionen Men- 
schen schwanken. 4 ) 

Teüt die Bundesregierung diese Einschätzung? 

2. Welche Schlußfolgerung zieht die Bundesregierung aus einer 
Modellrechnung, nach der bei einem jährlichen Wachstum von 
2,5% die offene Arbeitslosigkeit im Jahre 1990 ca. 2,7 Millio- 
nen betragen kann? 5 ) 

3. Wie beurteüt die Bundesregierung eine Modellrechnung der 
Prognos AG und des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsfor- 
schung, die selbst unter „günstigen" Annahmen zur Wachs- 
tumsentwicklung in diesem Jahrzehnt Arbeitslosenzahlen von 
über 2 Millionen Menschen errechnen? 6 ) 

4. Stimmt die Bundesregierung der Auffassung eines Autors des 
Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung zu, daß ein 
rascher Abbau der Arbeitslosigkeit auf der traditionellen 
Wachstumsschiene merklich höhere Wachstumsraten als jähr- 
lich 3 % erfordern würde? 7 ) 

5. Betrachtet die Bundesregierung hohe Wachstumsraten als mit- 
telfristig wahrscheinliche und erstrebenswerte Perspektive? 

6. Mit welchen Arbeitslosenzahlen rechnet die Bundesregierung, 
wenn es mittelfristig zu einem konjunkturellen Abschwung 
kommt? 

7. Schließt die Bundesregierung es aus, daß in diesem Jahrzehnt 
in der Bundesrepublik Deutschland eine weitere Rezession 
stattfindet? 


4 ) vgl. Frankfurter Rundschau vom 21. Oktober 1985 

5 ) vgl. Klauder, W., Längerfristige Arbeitsmarktperspektiven, in: Die Angestell- 
ten^ Versicherung, Oktober 1985, S. 395 

6 ) vgl. Klauder, W. r Längerfristige Arbeitsmarktperspektiven, a. a. O. 

7 ) a.a.O., S.398 
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Langfristige Arbeitsmarktperspektiven 

1. In einer Analyse zu den „Arbeitsmarktperspektiven der 80er 
und 90er Jahre" wird darauf verwiesen, daß „selbst bei arbeits- 
marktpolitisch günstigen Annahmen auch in den 90er Jahren 
die Gefahr anhaltend hoher Arbeitslosigkeit besteht". 8 ) 

Stimmt die Bundesregierung dieser Auffassung zu? 

2. Nach Auffassung eines Arbeitsmarktexperten ist mit einer 
merklichen Entlastung des Arbeitsmarktes in der Bundesrepu- 
blik Deutschland von der Entwicklung des gesamten Arbeits- 
kräfteangebots her - ohne Berücksichtigung eventueller poli- 
tischer Gegenmaßnahmen - kaum vor der zweiten Hälfte der 
90er Jahre zu rechnen. Bei einem starken Anstieg der „Frauen- 
erwerbsneigung" und einem Abwanderungsüberschuß bei 
Ausländern würde das Arbeitskräfte angebot nicht vor dem 
Jahre 2000 wesentlich abnehmen. 9 ) 

Teüt die Bundesregierung die Erwartung, daß es in der Bun- 
desrepublik Deutschland weniger Erwerbspersonen kaum vor 
dem Jahre 2000 geben wird? 

3. Wie beurteilt die Bundesregierung die Erwartung, daß der 
Geburtenrückgang der letzten 20 Jahre in den 90er Jahren das 
Potential an deutschen Erwerbspersonen zwar stark schrump- 
fen lassen wird, dieser Trend aber durch die Auswirkungen 
einer steigenden Frauenerwerbsquote weitgehend abge- 
schwächt wird? 

4. In welchen Sektoren, Branchen und Hauptberufsgruppen wer- 
den sich nach Auffassung der Bundesregierung im langfristi- 
gen Zeithorizont wesentliche Beschäftigungsschwankungen 
vollziehen? Werden Männer und Frauen davon in unterschied- 
licher Weise betroffen sein? 

5. In welchen Bereichen werden nach der Erwartung der Bundes- 
regierung in den nächsten zehn Jahren voraussichtlich Arbeits- 
plätze verlorengehen? 

6. In welchem Ausmaß wird sich der Arbeitsplatzabbau voll- 
ziehen? 

7. In welchen Bereichen (Sektoren, Branchen, Hauptberufszwei- 
gen) werden nach Auffassung der Bundesregierung in den 
nächsten zehn Jahren zusätzliche Arbeitsplätze entstehen? 

8. Welche Dimensionen wird der Beschäftigungszuwachs nach 
Auffassung der Bundesregierung erreichen? Welche Perspek- 
tiven werden sich dabei im geschlechtsspezifischen Sinne 
ergeben? 


e ) vgl. Klauder, W. r Schnur, P., Thon, M. f Arbeitsmarktperspektiven der 80er und 
90er Jahre, a. a. O., S. 41 

9 ) vgl. Klauder, W., Längerfristige Arbeitsmarktperspektiven, a. a. Q., S. 401 
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II. Materielle Lage der Erwerbslosen 

1. Die Zugangsvoraussetzungen und Leistungsbedingungen der 
Arbeitslosenunterstützung sind in den vergangenen Jahren 
zuungunsten der Erwerbslosen verändert worden. 

a) Welche dieser Maßnahmen sind im einzelnen von der 
früheren SPD/FDP-Koalition im Zeitraum 1975 bis 1982 
beschlossen worden? 

b) Welche Maßnahmen hat die neue Bundesregierung der 
CDU/CSU/FDP-Koalition im einzelnen ergriffen, aus 
denen verschlechterte Bedingungen der Zugangsvoraus- 
setzungen und des Leistungsbezuges für Arbeitslose resul- 
tieren? 

2. Die „Arbeitslosen-Haushalte" (der „Haushaltsvorstand" ist 
„Bezieher" von Arbeitslosenunterstützung) hatten in der Bun- 
desrepublik Deutschland zwischen 1981 und 1983 einen rea- 
len Einkommensverlust von 9 % zu verzeichnen. Im gleichen 
Zeitraum gab es bei den nachstehenden Gruppen folgende 
Veränderungen der realen Einkommen: Arbeitnehmerhaus- 
halte - 3%, sonstige Nichterwerbstätigenhaushalte - 4%, 
Selbständigenhaushalte + 3%. 10 ) 

Wie haben sich im langfristigen Zeithorizont (1975 bis 1985) 
die realen Einkommen dieser Gruppen in absoluten und pro- 
zentualen Zahlen verändert? 

3. Wie hoch waren im Jahresdurchschnitt in den einzelnen Jah- 
ren seit 1975 die monatlichen Nettoeinkommen 

— pro Arbeitslosengeld-Empfänger/-in, 

— pro Arbeitslosenhilfe-Empfänger/-in, 

— die „Pro-Kopf-Leistung" nach dem AFG auf alle Arbeits- 
losen bezogen (nicht nur der Leistungsempfänger/-innen), 

— eines’ „ Arbeitslosen-Haushaltes" (Der „Haushaltsvor- 
stand" ist Bezieher/-in von Arbeitslosengeld oder -hüfe), 

— eines Arbeitnehmer/-innen-Haushaltes, 

— eines Selbständigenhaushaltes? 

4. Wie haben sich die monatlichen Nettoeinkommen der zuvor 
erwähnten Gruppen seit 1975 im jeweiligen Vorjahresver- 
gleich prozentual verändert? 

5. Nach einer Auswertung des Mikrozensus 1981 betrug das 
persönliche Einkommen von Erwerbslosen im Jahre 1981 im 
Durchschnitt lediglich 40 % des Einkommens, das abhängige 
Erwerbstätige erzielten. Das Haushaltseinkommen von 
Erwerbslosen erreichte nur etwa 60 % des Einkommens, das 
Haushalten mit abhängigen Erwerbstätigen zur Verfügung 
stand. 11 ) 


10 ) vgl. Brinkmann, C., Die individuellen Folgen langfristiger Arbeitslosigkeit, in: 

Mitteilungen aus der Arbeitsmarkt- und Berufsforschung, Heft 4, 1984, S. 456 
u ) vgl. ANBA2, 1983 
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Verfügt die Bundesregierung über Informationen darüber, 
wie sich diese Einkommensproportionen zwischen Erwerbs- 
losen-(Haushalten) und abhängigen Erwerbstätigen- (Haus- 
halten) sowie Selbständigen- (Haushalten) im Zeitraum 1975 
bis 1985 entwickelt haben? 

6. Welche Einkommensunterschiede zwischen Erwerbslosen 
(Haushalten) und abhängigen Erwerbstätigen(Haushalten) 
sowie Selbständigen(Haushalten) betrachtet die Bundes- 
regierung als angemessen bzw. als erstrebenswert? 

7. Wie hoch wäre in dem Jahr 1985 die durchschnittliche Höhe 
des Arbeitslosengeldes/der Arbeitslosenhilfe, wenn in den 
vergangenen zehn Jahren die Bedingungen des Leistungsbe- 
zuges und der Zugangsvoraussetzungen nach dem AFG nicht 
zu Lasten der Erwerbslosen verändert worden wären (dabei 
soll zwischen den Leistungen pro Arbeitslosengeld-Empfän- 
ger/-in und pro Arbeitslosenhilfe-Empfänger/-in sowie der 
durchschnittlichen Leistung pro gemeldetem/r Arbeitslosen/r 
unterschieden werden)? 

8. Wie hat sich seit 1975 der prozentuale und absolute Anteil der 
Leistungen nach dem AFG beziehenden Arbeitslosen zur 
Anzahl der bei den Arbeitsämtern gemeldeten Arbeitslosen 
entwickelt? Wie hat sich dieser Anteil jeweils bei den männ- 
lichen und weiblichen Erwerbslosen entwickelt? 

9. Wie hat sich seit 1975 der prozentuale und absolute Anteil der 
Arbeitslosengeld- und Arbeitslosenhilfe-Empfänger an der 
Gesamtzahl der Arbeitslosen verändert? Wie hat sich dieser 
Anteil jeweils bei den männlichen und weiblichen Erwerbs- 
losen entwickelt? 

10. Betrachtet die Bundesregierung das System der Arbeitslosen- 
versicherung in der Bundesrepublik Deutschland, das nur 
weniger als die Hälfte der Arbeitslosen mit Arbeitslosengeld 
unterstützt, als eine den Interessen der Erwerbslosen ange- 
messene Einrichtung? 

11. Wie beurteüt die Bundesregierung die Idee eines existenz- 
sichemden Grundeinkommens für Erwerbslose, das unab- 
hängig von einer (früheren) Erwerbstätigkeit gewährt wird? 

* 12. Ist der Bundesregierung bekannt, wie Erwerbslose, die keine 
Arbeitslosenunterstützung erhalten, ihren Lebensunterhalt 
bestreiten (dabei sollen nicht nur die arbeitslos Gemeldeten, 
sondern auch die Erwerbslosen der „Stillen Reserve" des 
Arbeitsmarktes in die Betrachtung einbezogen werden)? 

13. In welchem Maße zählen männliche und weibliche Erwerbs- 
lose unter 25 Jahren zu denjenigen, die keine Arbeitslosenun- 
terstützung erhalten (auch dabei soll die verdeckte Erwerbs- 
losigkeit der „Stillen Reserve" betrachtet werden)? 

14. Wie viele Arbeitslose haben in den Jahren 1980 bis 1985 
(auch) aus der Sozialhilfe ihren Lebensunterhalt bestritten? In 
welchem Ausmaße sind dabei männliche und weibliche 
Arbeitslose betroffen? 
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15. Wie ist die Anzahl der männlichen und weiblichen Erwerbs- 
losen unter 25 Jahren, die in den Jahren 1980 bis 1985 Sozial- 
hilfe bezogen haben? 

16. Einer Erhebung zufolge hatten „Langfristarbeitslose" im 
Jahre 1983 ein durchschnittliches Monatsnettoeinkommen 
von 675 DM. 12 ) 

Wie hat sich das durchschnittliche persönliche Monatsein- 
kommen von „Langfristarbeitslosen" insgesamt und nach 
Männern und Frauen differenziert von 1980 und 1985 entwic- 
kelt? 

17. Hält die Bundesregierung es für möglich, mit einem persön- 
lichen Einkommen - wie es „Langfristarbeitslose" haben -ein 
„menschenwürdiges" Leben zu führen? 

18. Stimmt die Bundesregierung der Bewertung zu, daß sich vor 
dem Hintergrund der anhaltenden Massenerwerbslosigkeit 
für immer mehr Menschen in der Bundesrepublik Deutsch- 
land Lebensverhältnisse herausgebüdet haben, die als „neue 
Armut" zu bezeichnen sind? 

19. Begrüßt die Bundesregierung es insofern, wenn sich Erwerbs- 
lose in Arbeitslosen-Initiativen zusammenschließen, um sich 
gegen die Bedrohung ihrer materiellen und psychisch-sozia- 
len Existenzgrundlagen zu wehren? 


III . Qualifikation von Erwerbslosen und Erwerbstätigen 

1. Teüt die Bundesregierung die Auffassung, daß sich die schuli- 
schen und beruflichen Qualifikationsprofüe der „Erwerbsper- 
sonen" in der Bundesrepublik Deutschland in den vergange- 
nen Jahren im allgemeinen eher verbessert als verschlechtert 
haben? 

2. Sieht die Bundesregierung in der Struktur der beruflichen 
Qualifikation von Erwerbslosen eine wesentliche Ursache der 
Massenarbeitslosigkeit? 

3. Wie ist nach den letzten statistischen Erhebungen das Ver- 
hältnis von (gemeldeten) Arbeitslosen mit einer „qualifizier- 
ten“, d. h. abgeschlossenen Berufsausbüdung zu denjenigen 
Arbeitslosen, die nicht über eine abgeschlossene Berufsaus- 
bildung verfügen? Wie ist dieses Verhältnis bei männlichen 
und weiblichen Arbeitslosen? 

4. Wie ist dieses Verhältnis bei den Erwerbstätigen (auch jeweüs 
differenziert nach Männern und Frauen)? 

5. Wie hat sich seit 1980 im Jahresdurchschnitt die Anzahl der 
(gemeldeten) Arbeitslosen mit abgeschlossener Berufsausbil- 
dung (in absoluten und relativen Zahlen) zur Gesamtzahl der 
Arbeitslosen entwickelt? Wie hat sich dieses Verhältnis bei 
männlichen und weiblichen Arbeitslosen entwickelt? 


12 ) vgl. Brinkmann, C. t Die individuellen Folgen langfristiger Arbeitslosigkeit, 
a.a.O., S.457 
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6. Wie hoch ist der Anteil derjenigen Erwerbstätigen in der 
Bundesrepublik Deutschland, die über eine abgeschlossene 
Berufsausbildung verfügen und in Berufsfeldem arbeiten, in 
denen für sie ein (formal) niedrigeres berufliches Qualifi- 
kationsniveau ausreichend ist, d. h. in denen sie als ange- 
lernte Arbeitskräfte tätig sind? 

7. Trifft es zu, daß mehr als die Hälfte der Arbeitsplätze in der 
Bundesrepublik Deutschland mit un- bzw. angelernten 
Arbeitskräften besetzt sind? Trifft es sowohl für den Dienstlei- 
stungs- als auch für den industriellen Sektor zu? Wie viele 
Männer und wie viele Frauen arbeiten als un- bzw. ange- 
lernte Arbeitskräfte? 

8. Wie bewertet die Bundesregierung das Phänomen, daß ein 
beträchtlicher Anteü beruflicher Tätigkeiten von an- und 
ungelernten Arbeitskräften ausgeübt wird? 

9. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß die Qualifi- 
kationsprofile von Erwerbslosen grundsätzlich keine Barriere 
für deren Einstellung darstellen, wenn - wie in der Vergan- 
genheit - eine ausreichende Anzahl von Erwerbsarbeitsplät- 
zen zur Verfügung steht? 

10. Im Januar 1986 entfallen bei der offenen, durch die Arbeits- 
ämter erfaßten Erwerbslosigkeit im Durchschnitt auf eine 
offene Stelle 23 Arbeitslose. 

Wie ist die Relation offene Stellen/Erwerbsarbeitsuchende im 
Jahre 1985 gewesen, wenn auf der einen Seite auch diejeni- 
gen offenen Stellen berücksichtigt werden, die den Arbeits- 
ämtern nicht gemeldet werden und auf der anderen Seite 
auch die verdeckte Arbeitslosigkeit der „Stillen Reserve" in 
die Betrachtung einbezogen wird? 

11. Würde sich nach Auffassung der Bundesregierung das Ver- 
hältnis offene Stellen/Erwerbsarbeitsuchende durch eine ver- 
besserte Qualifikationsstruktur der Erwerbslosen verändern? 

12. Um wieviel niedriger könnte die Erwerbslosigkeit in der Bun- 
desrepublik Deutschland sein, wenn die Erwerbslosen eine im 
Sinne der Bundesregierung „optimale" berufliche Qualifi- 
kationsstruktur aufweisen würden? 

13. Stimmt die Bundesregierung dem Bundespräsidenten von 
Weizsäcker zu, der erklärt hat, es sei abwegig - „um nicht zu 
sagen zynisch" - davon auszugehen, daß jede/r, der/die eine 
Arbeit ernsthaft suche, sie auch bekommen könne? 13 ) 

14. Im Jahre 1980 dauerte es im Durchschnitt 47 Tage, bis eine 
beim Arbeitsamt gemeldete offene Stelle besetzt werden 
konnte. 1985 wurde eine offene Stelle bereits nach 23 Tagen 
besetzt. 


13 ) vgl. Süddeutsche Zeitung vom 22. Oktober 1985 
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Interpretiert die Bundesregierung die deutlich gesunkene 
„Laufzeit" bei den offenen Stellen ebenso wie der Präsident 
der Bundesanstalt für Arbeit als einen Indikator, der gegen 
einen (nennenswerten) Fachkräftemangel spricht? 14 ) 

15. Untemehmerkreise behaupten ebenso wie Vertreter der Bun- 
' desregierang (insbesondere Bundeswirtschaftsminister Dr. 

Bangemann), es gebe in bestimmten Beruf sfeldem eine 
„Qualifikationslücke" bei Facharbeitern. 

Wie beurteüt die Bundesregierung die Äußerung des Präsi- 
denten der Bundesanstalt für Arbeit, der darauf hingewiesen 
hat, daß die Unternehmer in früheren Jahren selbst eine 
„Qualifikationslücke" erzeugt haben, indem sie in einigen 
Bereichen das Ausbildungsplatzangebot verringert haben 
und außerdem bei knappen Berufen nicht für eine bessere 
Bezahlung für Facharbeiter gesorgt haben, um die Attraktivi- 
tät der beruflichen Fachausbüdung zu steigern? 15 ) 

16. Wie groß ist - in Zahlen ausgedrückt - nach der Kenntnis der 
Bundesregierung die behauptete „Qualifikationslücke" bei 
Facharbeitern? Gibt es auch eine „Qualifikationslücke" bei 
Facharbeiterinnen? 

In welchen Bereichen tritt sie auf? 

17. Bundeskanzler Dr. Kohl hat erklärt, die Arbeitslosenzahlen 
„gibt es so nicht. Schauen Sie sich die Stellenanzeigen in den 
Wochenendzeitungen doch an". Außerdem seien in der Stati- 
stik viele Leute, „die nicht im Traum daran denken, arbeiten 
zu wollen". 16 ) 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß sich das Aus- 
maß der Arbeitslosigkeit über die Lektüre von Stellenanzei- 
gen hinreichend bestimmen läßt? 

18. Von wem wird der Bundeskanzler in arbeitsmarktpolitischen 
Fragen beraten? 

19. Der Bundeskanzler hat in einer vor dem Deutschen Bundes- 
tag abgegebenen „Erklärung zu Preisstabilität, Wirtschafts- 
wachstum und Beschäftigung" am 16. Oktober 1985 die - wie 
er es nennt - „Tatsache" erwähnt, „daß über eine Million 
Arbeitslose ohne qualifizierte Berufsausbüdung möglicher- 
weise vor allem deshalb in Arbeitslosigkeit geraten sind, weü 
sie den Anforderungen des Berufs nicht mehr gewachsen 
waren". 

Wie ist die Aussage des Bundeskanzlers zu interpretieren, der 
auf eine „Tatsache" verweist, die nach seiner Ansicht nicht 
mit Gewißheit oder Evidenz, sondern nur „möglicherweise" 
eingetreten ist? 


14 ) Frankfurter Rundschau vom 14. November 1985, Arbeitslosigkeit soll leicht 
zurückgehen 

15 ) vgl. Frankfurter Rundschau vom 14. November 1985, a. a. O. 

16 ) vgl. Frankfurter Rundschau vom 7. Oktober 1985, am Ende erst ein gnädiger 
Gruß für Fehrenbach 
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20. Ist es vor dem Hintergrund des chronischen Arbeitsplatzman- 
gels in der Bundesrepublik Deutschland die Auffassung der 
Bundesregierung, daß Arbeitslose in einem beträchtlichen 
Ausmaß vor allem deshalb ohne Erwerbsarbeit sind, weil sie 
keine „qualifizierte" Berufsausbildung haben? 

Ist es insofern aus der Sicht der Bundesregierung das persön- 
liche Versagen oder die individuelle Schuld von Erwerbslo- 
sen, wenn diese ohne eine „qualifizierte" Berufsausbildung 
keine Erwerbsarbeit finden? 

21. Was versteht die Bundesregierung unter einer „qualifizier- 
ten" Berufsausbildung? 

22. Der Bundesminister für besondere Aufgaben und Chef des 
Bundeskanzleramtes Dr. Schäuble hat behauptet: „Auf gesta- 
chelt von interessierten Kreisen melden sich . . . immer mehr 
Menschen zusätzlich bei den Arbeitsämtern, obwohl sie bis- 
her nicht gearbeitet haben und heute in Wahrheit keinen 
Arbeitsplatz suchen. Diese schädliche Entwicklung verfälscht 
die Arbeitslosenstatistik in der Zeit des Bundestagswahl- 
kampfes und blockiert die überlasteten Arbeitsämter. " 17 ) 

Um welche Gruppe(n) handelt es sich dabei, die sich in 
diesem Sinne „zusätzlich" bei den Arbeitsämtern meldet/ 
melden? 

23. Wer sind die „interessierten Kreise", die immer mehr Men- 
schen „auf stacheln", sich erwerbslos zu melden? 

24. Wie groß ist die Gruppe derjenigen, die sich - wenn wir 
Bundesminister Dr. Schäuble richtig verstehen - aus offenbar 
minderen Beweggründen bei den Arbeitsämtern melden und 
nicht an einer Erwerbsarbeit interessiert sind? 

25. Welche Erkenntnisse veranlassen Bundesminister Dr. Schäu- 
ble zu behaupten, daß bestimmte, bei den Arbeitsämtern 
gemeldete Erwerbslose „in Wahrheit keinen Arbeitsplatz su- 
chen"? 

26. Nach einer Untersuchung des Instituts für Arbeitsmarkt- und 
Berufsforschung ist die überwiegende Mehrheit der Arbeits- 
losen aktiv auf der Suche nach einer neuen Arbeit. Nur ein 
Anteil von 3,5% der Arbeitslosen ist demnach nach einer 
Befragung von Arbeitsvermittlem „nicht ernsthaft an einer 
Arbeitsaufnahme interessiert". 18 ) 

Wie beurteilt die Bundesregierung diesen Befund? 

27. Ist die Interpretation richtig, daß die Bundesregierung zwi- 
schen „echten" und „unechten" Arbeitslosen unterscheidet? 

28. Nach welchen Kriterien differenziert die Bundesregierung 
zwischen „echten" und „unechten" Erwerbslosen? 


17 ) vgl. Schmid, K. P., Bonner Kulisse, in: DIE ZEIT vom 10. Januar 1986 

18 ) vgl. Brinkmann, C., Schober, K., Methoden und erste Ergebnisse aus der 
Verlaufsuntersuchung des IAB bei Arbeitslosen, in: Mitteilungen aus der 
Arbeitsmarkt- und Berufsforschung, Heft 4, 1982, S. 411 
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29. Nach einer Befragung des Bundesinstituts für Berufsbildung 
haben im Durchschnitt nur 50% der jungen Männer und 
Frauen sechs Monate nach dem Lehrabschluß einen imbefri- 
steten Arbeitsvertrag in ihrem erlernten Beruf. Es wurde fest- 
gestellt, daß zum Erhebungszeitpunkt (Ende 1984 bis Sommer 
1985) fast jeder Zehnte erwerbslos war. 19 ) 

Wie bewertet die Bundesregierung diesen Befund? 

Wie ist der prozentuale Anteil der jungen Männer und jungen 
Frauen, die sechs Monate nach dem Lehrabschluß einen 
imbefristeten Arbeitsvertrag in ihrem erlernten Beruf haben? 

JV. Zukünftiger Qualifikationsbedarf 

1. Die Prognos AG hat in einer neueren Modellrechnung („Pro- 
jektion") den Arbeitskräftebedarf in der Bundesrepublik 
Deutschland nach Umfang und Tätigkeitsbereichen bis zum 
Jahr 2000 vorausgeschätzt. 20 ) 

Die Autoren dieser Studie gelangen zu dem Ergebnis, daß die 
zukünftige Entwicklung der „Arbeitslandschaft" in der Bun- 
desrepublik Deutschland erhebliche Verschiebungen in der 
Tätigkeitsstruktur hervorbringen wird. Bei gesamtwirtschaft- 
lich sinkender Beschäftigungszahl werden demnach die 
Anteile der Tätigkeiten, die eng mit der eigentlichen Güterpro- 
duktion verbunden sind, spürbar an Bedeutung verlieren. 

Die übrigen Tätigkeiten, die „ Dienstleistungstätigkeiten ", 
gewinnen dagegen an Gewicht. Der Trend der Vergangenheit 
zu Dienstleistungstätigkeiten werde sich auch in der Zukunft 
ungebrochen fortsetzen. 

Teilt die Bundesregierung diese allgemeine Einschätzung? 

2. Die Forscher der Prognos AG schätzen voraus, daß im Jahr 
2000 fast zwei Millionen weniger Erwerbstätige in Produktions- 
tätigkeiten beschäftigt sein werden als 1980. Zusätzlich werde 
in diesem Zeitraum die Zahl der Erwerbstätigen in Lager-, 
Transport-, Vertriebs- und Bürotätigkeiten um insgesamt etwa 
0,6 Millionen zurückgehen. Die Zunahme der Beschäftigten mit 
Dienstleistungs- und planenden sowie dispositiven Funktionen 
werde bei 1,8 Millionen liegen. 21 ) 

Teüt die Bundesregierung die Erwartung, daß sich die in Sek- 
toren und Tätigkeitsbereichen zukünftig vollziehenden Verän- 
derungen in der Tendenz in dem von der Prognos AG projek- 
tierten Umfang eintreten werden? 

3. Gibt es auf den mittel- und langfristigen Zeithorizont bezogene 
Vorstellungen der Bundesregierung darüber, wie sich in Sek- 


19 ) Roitsch, J., Nur noch jedem Zweiten gelingt ein glatter Berufsstart, in; Frank- 
furter Rundschau vom 10. Januar 1986 

20 ) vgl. Prognos AG, Rothkirch, C. v., Weidig, J., Die Zukunft der Arbeitsland- 
schaft. Zum Arbeitskräftebedarf nach Umfang und Tätigkeiten bis zum Jahr 
2000, in: Beiträge zur Arbeitsmarkt- und Berufsforschung 94.1, Nürnberg 1985 

21 ) vgl. Prognos AG, Rothkirch, C. v., Weidig, J., u. a., Die Zukunft der Arbeitsland- 
schaft. a.a.O., S. 160 ff. 
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toren und beruflichen Tätigkeitsbereichen der Beschäftigungs- 
stand und die Qualifikationsprofile entwickeln sollen? 

4. In welchen Bereichen sollen die von Rationalisierung und 
Arbeitsplatzabbau betroffenen Gruppen (z. B. Lehrer/innen, 
Verkäufer/innen) zukünftig Erwerbsarbeit finden? 

5. Welche Schlußfolgerungen zieht die Bundesregierung aus den 
erwähnten Prognos-Berechnungen für die zukünftige Politik 
der Berufsausbildung? 

Bonn, den 8. April 1986 

Auhagen 

Borgmann, Hönes, Volmer und Fraktion 
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